
Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes sind parlamentsinterne Stellungnahmen, die nicht für die öf-
fentliche Diskussion außerhalb des Landtags bestimmt sind. Eine - auch nur auszugsweise - Veröffentli-
chung oder Verbreitung bedarf der Zustimmung des Direktors beim Landtag. 
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Der Landtag ist für eine Überprüfung der Fraktionsvorsitzendenkonferenz nur hinsichtlich der 

Verwendung von Fraktionsmitteln der von der Untersuchung betroffenen Fraktion zuständig. 

Denn die Fraktionsvorsitzendenkonferenz sei keine (Unter-)Organisation der Fraktion und 

weise zudem keinen hinreichenden Bezug zum Land Rheinland-Pfalz auf. Die Untersuchung 

dürfe sich daher nur auf Finanzzuflüsse beziehen, die zwischen der Fraktion und der Frak-

tionsvorsitzendenkonferenz stattgefunden hätten. 11 

Von der Untersuchung ausgenommen seien ferner die Untreue- und Betrugshandlungen des 

ehemaligen Fraktionsgeschäftsführers, soweit diese Gegenstand einer strafrechtlichen Verur-

teilung gewesen seien. Ein rechtskräftig abgeurteilter Tatsachenkomplex sei offenkundig 

und begründe kein Untersuchungsinteresse des Landtags. Der Untersuchungsausschuss ha-

be insofern bei seinen etwaig weitergehenden Nachforschungen und politischen Bewertun-

gen das landgerichtliche Urteil zugrunde zu legen. 

Die Untersuchung der Nachforschungen und Erkenntnisse der Fraktion über die zweckwidri-

ge Mittelverwendung bliebe dem Landtag hingegen nicht verwehrt. Gleiches gelte, wenn 

über die abgeurteilten Straftaten hinausgehende Anhaltspunkte für Missstände vorlägen. 

Beispielhaft führt das Gericht etwaige Anhaltspunkte für eine unzureichende Beaufsichtigung 

und Kontrolle des ehemaligen Geschäftsführers an.12 

Nach Ansicht des Verfassungsgerichtshofs mangelt es an einem öffentlichen Untersuchungs-

interesse auch, soweit sich der Untersuchungsgegenstand auf die von der Fraktion erfolgte 

Kreditaufnahme zur Refinanzierung der Fraktionsarbeit und zur Rückzahlung zweckwidrig 

verwendeter Beiträge beziehe. Hierbei handele es sich um eine Rechtsfrage, der im Rahmen 

der allgemeinen parlamentarischen Beratungen nachgegangen werden könne.13 

2. Aussagen des Verfassungsgerichts zum Verfahren - das „Wie" der Untersuchung 

Soweit der Einsetzungsbeschluss den verfassungsrechtlichen Anforderungen entspricht, kann 

der Untersuchungsausschuss im Rahmen des Enqueteauftrags des Landtags in das Untersu-

chungsverfahren eintreten. Der Untersuchungsausschuss hat dann den verfassungsrechtli-

chen Rechtspositionen der Fraktion und ihrer Mitglieder im Untersuchungsverfahren Rech-

nung zu tragen. 

11 VGH RLP, Urteil v. 11.10.2010, S. 33 f. 
12 VGH RLP, Urteil v. 11.10.2010, S. 34 f. 
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reiche wollen ihren Rechtsträgern eine essentielle, untersuchungsresistente Sphäre absi-

chern, die ihrer eigenen, durch die Verfassung zugedachten Aufgabenerfüllung dient. 

Wegen der bestehenden Regelungslücke im UAG und des teilweise identischen Schutzge-

dankens kann die analoge Anwendung des § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1, Abs. 4 Satz 1 UAG te-

leologisch begründet werden. Um der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs Rhein-

land-Pfalz zu entsprechen, ist jedoch weiter zu beachten, dass der fraktionelle Kernbereich 

lediglich einen relativen Schutz bewirkt. Interna der (Oppositions-)Fraktion müssen, selbst 

wenn sie dem Kernbereich zuzurechnen sind, offenbart werden, soweit diese einen untrenn-

baren Bezug zum Untersuchungsgegenstand aufweisen.66 Denn der Eingriff in den Kernbe-

reich kann in diesen Fällen nicht der Kollegialenquete, sondern dem durch „Tatsachen un-

termauerten Verdacht eigenen Fehlverhaltens"67 zugerechnet werden. Diesem Aspekt kann 

der Untersuchungsausschuss bei der Auslegung des Tatbestandmerkmals „unausforschbar" 

i.S.d. § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 UAG analog Rechnung tragen. 

Beschlussvorschlag: 

,,Zum Schutz des Kernbereichs der Fraktion der CDU kommt der Untersuchungs-
ausschuss überein,§ 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1, Abs. 4 Satz 1 UAG analog anzuwenden. 
Zu dem Kernbereich zählt der Ausschuss neben der inneren Willensrichtung der 
Fraktion insbesondere Überlegungen zu politischen Strategien und Taktiken sowie 
zur Darstellung der Politik. Die Fraktion der CDU hat gegenüber dem Untersu-
chungsausschuss substantiiert darzulegen, inwieweit (1.) die Untersuchung den so 
verstandenen Kernbereich tangiert, (2.) dieser gegenüber dem Untersuchungsaus-
schuss nicht offenbart werden muss, weil er nicht untrennbar mit dem Untersu-
chungsgegenstand in Bezug steht und (3.) er auch nach Ende der Legislaturperiode 
nicht offenbart werden kann. Sodann obliegt es dem Untersuchungsausschuss zu 
beurteilen, ob nach seiner Ansicht die Voraussetzungen der Verweigerung gemäß 
§ 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UAG analog vorliegen." 

2. Teleologische Eingrenzung der Kompetenzen der Landesregierung aus §§ 10 Abs. 6 

Satz 1, 13 Abs. 2 Satz 1, 19 Abs. 2 Satz 2, 24 Abs. 1 Satz 1 UAG 

Nach der Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs Rheinland-Pfalz ist es die Aufgabe des 

Untersuchungsausschusses, die Vorschriften, die sich auf die Stellung der Landesregierung 

im Untersuchungsverfahren beziehen, darauf zu überprüfen, ob sie mit dem Charakter der 

66 VGH RLP, Urteil v. 11.10.2010, S. 17. 
67 VGH RLP, Urteil v. 11.10.2010, S. 15. 
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welche - auf Grund einer Einstellung im Ermittlungs- oder Gerichtsverfahren - von der 

Rechtskraft nicht erfasst wurden und damit Gegenstand des eigenen Beweisverfahrens sein 

können. In einem weiteren Schritt kann der Untersuchungsausschuss erörtern, ob der rechts-

kräftig festgestellte Tatkomplex Anhaltspunkte für etwaig weitergehende Missstände liefert 

und insoweit die Beweisaufnahme ausgedehnt werden soll . 

Durch dieses stufenweise Vorgehen kann schließlich auch den Persönlichkeitsrechten Dritter 

Rechnung getragen werden. 

Beschlussvorschlag: 

„Der Untersuchungsausschuss beschließt hinsichtlich der Beiziehung der Strafakten 
aus dem Verfahren gegen den ehemaligen Fraktionsgeschäftsführer, dass vorerst 
das Strafurteil und die Anklageschrift sowie die staatsanwaltliche Abschlussverfü-
gung samt etwaiger Einstellungsverfügungen beigezogen werden soll. Auf Grund-
lage der zugeleiteten Dokumente kann der Untersuchungsausschuss entscheiden, 
ob eine weitergehende Aktenbeiziehung erfolgen darf und soll." 

4. Die Vernehmung von Ausschussmitgliedern als Zeugen, § 7 Abs. 5 UAG 

Beschließt der Untersuchungsausschuss die Vernehmung eines Ausschussmitglieds als Zeu-

ge, so ruht dessen Mitgliedschaft bis zum Abschluss der Vernehmung, die unverzüglich 

durchzuführen ist (§ 7 Abs. 5 Satz 1 UAG). Für die Dauer des Ruhens benennt die Fraktion, 

auf deren Vorschlag das Mitglied gewählt oder von der es benannt wurde, ein anderes Mit-

glied (§ 7 Abs. 5 Satz 2 UAG). Über einen Antrag auf Vernehmung eines Ausschussmitglieds 

als Zeugen ist schließlich unverzüglich zu entscheiden (§ 7 Abs. 5 Satz 3 UAG). 

Soweit der im Einsetzungsbeschluss festgelegte Untersuchungsgegenstand in zeitlicher Hin-

sicht auch die 15. Wahlperiode des Landtags betrifft75, könnte sich der Untersuchungsaus-

schuss bereits zu Beginn seiner Arbeit auf folgendes Vorgehen interfraktionell verständigen: 

Beschlussvorschlag: 

,,Soweit der Untersuchungsgegenstand in zeitlicher Hinsicht über die 14. Wahlpe-
riode hinausgeht und Ausschussmitglieder als Zeugen befragt werden sollen, 
nimmt der Ausschuss deren Befragung zum konkreten Untersuchungskamp/ex 
möglichst frühzeitig und ohne Verzögerung vor. Während einer solchen Befragung 

75 Vgl. Nr. A 1. 1. e) des Einsetzungsbeschlusses (LT-Drs. 15/4763). 
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ruht die Mitgliedschaft des Zeugen. Die entsprechende Fraktion benennt für diese 
Zeit ein Ersatzmitglied." 

5. Beschlussvorschlag für eine grundsätzliche Verfahrensverständigung 

Der folgende Beschlussvorschlag greift abschließend weitere Verfahrensdirektiven auf, die 

von der Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs ausgehen.76 Die Anforderungen des Ge-

richts können Grundlage für eine Verfahrensmaxime sein, die der Untersuchungsausschuss 

der anstehenden Untersuchung generell zugrunde legt. 

Beschlussvorschlag: 

11 Der Untersuchungsausschuss achtet die Arbeitsfähigkeit der Fraktion der CDU 
sowie ihr Recht, über die Verwendung von Fraktionsmitteln autonom entscheiden 
zu können, so dass die Untersuchung über das zur Aufklärung etwaiger Missstände 
Erforderliche nicht hinausgeht." 

IV. Fazit 

Der Verfassungsgerichtshof Rheinland Pfalz hat dem Untersuchungsausschuss 15/3 in seiner 

Entscheidung vom 11. Oktober 2010 die Aufgabe auferlegt, das Untersuchungsverfahren 

des UAG entsprechend dem Sinn und Zweck einer parlamentsinternen Enquete in eigener 

Verantwortung auszugestalten. Als wesentliche Direktive hierfür obliegt es dem Untersu-

chungsausschuss, einen schonenden Ausgleich zwischen dem Enqueterecht des Landtags 

und den Rechten der von der Untersuchung betroffenen Fraktion herbeizuführen. 

Dem Ausgestaltungsauftrag des Verfassungsgerichtshofs kann der Untersuchungsausschuss 

durch Auslegung der einschlägigen Verfahrensbestimmungen des UAG nachkommen. Einer 

Ergänzung des UAG um Bestimmungen, die speziell für parlamentsinterne Enqueten gelten, 

bedarf es daher nicht. Als „Herr im Untersuchungsverfahren" steht dem Ausschuss ein weiter 

Auslegungsspielraum zu, da die Verfahrensvorschriften des UAG materiell betrachtet ge-

schäftsordnungsrechtlicher Natur sind und damit politisches Verfahrensrecht darstellen. Sie 

sind daher neben den herkömmlichen Auslegungskriterien der juristischen Methodenlehre 

auch dem politischen Konsens sowie interfraktioneller Vereinbarungen zugänglich. 

Vor diesem Hintergrund könnte sich der Untersuchungsausschuss auf folgendes Verfahren 

verständigen: 

76 Zu Einzelheiten s. S. 6 f. 
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Beschlussvorschlag: 

,, 1. Zum Schutz des Kernbereichs der Fraktion der CDU kommt der Untersuchungs-
ausschuss überein, § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1, Abs. 4 Satz 1 UAG analog anzuwen-
den. Zu dem Kernbereich zählt der Ausschuss neben der inneren Willensrichtung 
der Fraktion insbesondere Überlegungen zu politischen Strategien und Taktiken 
sowie zur Darstellung der Politik. Die Fraktion der CDU hat gegenüber dem Un-
tersuchungsausschuss substantiiert darzulegen, inwieweit (1.) die Untersuchung 
den so verstandenen Kernbereich tangiert, (2.) dieser gegenüber dem Untersu-
chungsausschuss nicht offenbart werden muss, weil er nicht untrennbar mit dem 
Untersuchungsgegenstand in Bezug steht und (3.) er auch nach Ende der Legisla-
turperiode nicht offenbart werden kann. Sodann obliegt es dem Untersuchungs-
ausschuss zu beurteilen, ob nach seiner Ansicht die Voraussetzungen der Verwei-
gerung gemäß§ 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UAG analog vorliegen. 

2. Die Landesregierung so// im Untersuchungsverfahren durch ihren Beauftragten 
und dessen Stellvertreter und gegebenenfalls durch zwei weitere Mitarbeiter ver-
treten sein. Hingegen ist ein Beweisantrags- und Fragerecht vor dem Hinter-
grund der parlamentsinternen Enquete nicht erforderlich. Gleiches gilt für das 
Recht auf Einsicht der Akten, soweit diese ohnehin nicht von der Landesregie-
rung übersandt wurden. 

3. Der Untersuchungsausschuss beschließt hinsichtlich der Beiziehung der Strafak-
ten aus dem Verfahren gegen den ehemaligen Fraktionsgeschäftsführer, dass 
vorerst das Strafurteil und die Anklageschrift sowie die staatsanwaltliche Ab-
schlussverfügung samt etwaiger Einstellungsverfügungen beigezogen werden 
so//. Auf Grundlage der zugeleiteten Dokumente kann der Untersuchungsaus-
schuss entscheiden, ob eine weitergehende Aktenbeiziehung erfolgen darf und 
so//. 

4. Soweit der Untersuchungsgegenstand in zeitlicher Hinsicht über die 14. Wahl-
periode hinausgeht und Ausschussmitglieder als Zeugen befragt werden sollen, 
nimmt der Ausschuss deren Befragung zum konkreten Untersuchungskamp/ex 
möglichst frühzeitig und ohne Verzögerung vor. Während einer solchen Befra-
gung ruht die Mitgliedschaft des Zeugen. Die entsprechende Fraktion benennt 
für diese Zeit ein Ersatzmitglied. 

5. Der Untersuchungsausschuss achtet die Arbeitsfähigkeit der Fraktion der CDU 
sowie ihr Recht, über die Verwendung von Fraktionsmitteln autonom entscheiden 
zu können, so dass die Untersuchung über das zur Aufklärung etwaiger Missstän-
de Erforderliche nicht hinausgeht." 

Wi sse nsc ha f t li ch e r D i e nst 


